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» Die Entspannung der Lage
in Vacksen

Man kann ohne Übertreibung von einer Entspan¬
nung der Lage in Sachsen sprechen, nachdem be¬
kannt geworden ist , daß der bisherige Ministerpräsident
Dr. Z e i g n e r von selbst sein Amt niedergelegt, und daß
der L a n d t a g ohne jeden Protest gegen die Maßnahmen
der Reichsregierung und ihres Kommissars eine neue
Regierung gewählt hat . Niemand braucht päpst¬
licher zu sein , als der Papst . Wenn das sächsische Par¬
lament die Maßnahmen der Reichsregierung hinnimmt ,
seine bisherige Regierung ohne weiteres gehen läßt und
eine andere, den Wünschen der Reichsregierung und den
Erfordernissen der Verfassung besser entsprechende Regie¬
rung bestellt , dann liegt auch für die überzeugtesten Re¬
publikaner außerhalb Sachsens gewiß keine Veranlassung
vor , noch weiterhin das Verhalten der Reichsregieru ' g
Sachsen gegenüber zu kritisieren.

Ein besonderes Verdienst um die Entspannilng der
Lage in Sachsen haben sich die sächsischen Demokraten er¬
worben , indem sie sich mit Entschiedenheit und offenbar
auch mit großem Geschick um eine Vermittlung bemühten
und so dafür sorgten, daß die Situativst von der Reaktion
nicht etwa zu ihrem Besten ausgenützt werden konnte.
So wurde in der vvrgestrigen Nachtsitzung des Landtags
der sozialdemokratische Abgeordnete Fel lisch mit den
Stimmen der Sozialdemokraten und Demokraten zum
Ministerpräsidenten gewählt.

Das Kabinett selbst ist allerdings ein rein sozialdemo¬
kratisches . Man hofft, daß es sich parlamentarisch m i t
Hilfe der Demokraten unter stillschweigender
Duldung der Deutschen Volkspartei durch¬
setzen wird . Bekanntlich ist das Stimmenverhältnis im
sächsischen Landtag so, daß schon allein das Zusammen¬
gehen von Sozialdemokrateri und Demokraten genügt ,
um der Negierung eine , wenn auch ganz kleine Mehrheit
zu sichern.

Bemerkenswert ist ferner, daß das neue Kabinett mit¬
samt seinem Ministerpräsidenten keineswegs dem rechten
Flügel der Sozialdemokratie angehört . Die prominenten
Kabinettsmitglieder sind eher als Vertreter des linken
Flügels zu betrachten . Das Programm der neuen Re¬
gierung lautet mit kurzen Worten : Wiederherstellung ge¬
ordneter Zustände unter genauester Beachtung der Be¬
stimmungen von Verfassung und Gesetz .

Allerdings hat sich das neue Kabinett selber nur als
ein Über gang skabinett bezeichnet . Damit soll
wohl die Erkenntnis der Tatsache zum Ausdruck kommen ,
daß mit dieser ganzen, vom Reichsstandpunkt
aus zu begrüßenden Entspannung der Lage die inner¬
politische Auseinandersetzung in Sachsen
selbst noch keineswegs zu einem Abschluß gebracht ist.
Man darf nicht vergessen , daß noch an vielen Orten pro¬
letarische Hundertschaften bestehen , und daß in diesen
Hundertschaften Sozialdemokraten und Kommunisten ,
sitzen. Hat sich im Parlanient die Sozialdemokratie mit
eineni raschen Ruck von den Kommunisten loslösen kön¬
nen , so wird die Auseinandersetzung zwischen den beiden
Parteien im Lande wohl nicht so glatt verlaufen .

Daß bei der augenblicklichen Geistesverfassung, die
unter den Kommunisten herrscht , ein Zusam¬
menarbeiten der Sozialdemokratie mit ihnen auf
parlamentarischer Basis unmöglich ist, haben die Er¬
eignisse der letzten Zeit bis zur Evidenz bewiesen . Man
muß nur einmal den Aufruf lesen , den die sächsische
kommunistische Partei und Landtagsfrak¬
tion in der vorigen Woche erließ , jenen Aufruf , der dann
bekanntlich das Eingreifen des Reiches^ eraufbeschwor. Er
lautet :

„Wir Kommunisten erklären : Wir pfeifen auf da »
Verdat der Hundertschaften durch den Herrn
General . Wir pfeifen auf alle Verbote uni
Erlasse , di e noch kommen werden . Wir find iq
die Negierung eingetreten , um gemeinsam mit den Sozial¬
demokraten die werktätigen Massen zum Kampf gegen Militär ,
diktatur , Faszismus und Aushungerung zu mobilisieren . Wir
nwbilisieren die Massen , mag der General noch so gut tanzen ,
wie die Schwerindustrie , Junker , Spekulanten und Faszisten
pfeifen . Wir . fordern die Arbeiterschaft auf , das Verbot der
Hundertschaften mit der Bildung neuer Hundertschaften , das
Verbot der Aktionsausschüsse mit der Erwählung von
Aktionsausschüssen in jedem Betrieb zu be »
antworten ."

Es ist klar, daß eine Partei , die sich solche Aufrufe lei-
stet und auch praktisch diesen Aufrufen entsprechend ver-
sührt , in der Regierung eines Landes , das ans den Boden
von Verfassung und Gesetz stehen will, unmöglich ist .
Offenbar hat man das in den führenden Kreisen der So¬

zialdemokratie eingesehen . Und so hat denn auch dieser
Tage der Berliner Parteivorstand das Er¬
suchen derKommunisten zur Bildung einer Ein¬
heitsfront abgelehnt .

Was die Rückivirkung der Vorgänge in Sachsen auf
das Reichskabinett betrifft, so ist durch den gestri¬
gen Beschluß der sozialdemokratischen
Reich sta gsf raktio n eine unmittelbare Krisis
einstweilen vermieden worden. Die Sozial¬
demokraten wollen in der Koalition bleiben , allerdings
nur dann , lvenn der militärische Ausnahmezu -
stand aufgehoben , die Autorität des Reichs
in Bayern wieder hergestellt , lokales Eingreifen der
Reichswehr von der Aufforderung des Inhabers der Zi¬
vilgewalt abhängig gemacht wird, und wenn ferner die
neuerdings in die Reichswehr eingestellten Anhän¬
ger rechtsradikaler Bestrebungen entlas¬
sen werden . Das Reichskabinett wird jetzt zu diesen
Forderungen Stellung nehmen müssen . Wie es heißt,
soll keine Geneigtheit bestehen, das Ausnahmegesetz in
vollem Umfange fallen zu lassen. Aber vielleicht läßt sich
hier ein Kompromiß finden in der Weise, daß der Aus¬
nahmezustand auf besonders bedrohte Gebiete, so vor
allein auf das bayrisch - thüringische Grenz¬
gebiet , wo sich jetzt der militärische Aufinarsch der
rechtsradikalen Organisationen voll¬
zieht , beschränkt wird.

Was Bayern anlangt , so ist es nach den neuesten Be¬
schlüssen des Ministerrats , an dem diesmal übrigens Herr
von Kahr und Herr von Lossow nicht teilnahmen , zu wei¬
teren Verhandlungen bereit . Doch wird aus¬
drücklich erklärt, daß dermilitärischeOberbefehl
in Bayern vom Reich nicht angetastet wer¬
den dürfe . Beharrt die bayerische Regierung bei die¬
ser Haltung , so ist ein Weg zur Lösung des Konflikts kaum
zu erblicken . Nach Lage der Dinge kann die Sozialdemo¬
kratie wohl nur dann im Reichskabinett weiter verblei¬
ben, wenn die Reichsautorität , wie in Sachsen, so auch in
Bayern wiederhergestellt wird . Die Demokraten
haben sich übrigens dieser Auffassung von der Wiederher¬
stellung verfassungsmäßiger Zustände offiziell a n ge¬
schlossen .

Sozialdemokratie und grohe
Koalition

Der Beschluß der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion
Die Sozialdemokraten haben , wie aus Berlin gemeldet wird ,

am Mittwoch in einer Fraktionssitzung , die mehr als sechs
Stunden dauerte , die Bedingungen anfgestellt , unter denen sie
ihre Minister im Reichskabinett belassen wollen . An der Sit¬

zung nahmen die sozialdemokratischen - Minister Schmidt , Soll¬
mann und Radbruch teil .

Nach einem Referat des Vorsitzenden , Abg . Müller , über dre
allgemeine politische Lage sprach der Innenminister Sollmann ,
der sich vor allein gegen die Darstellung wandte , dass die so-

ziall -emokratischen Minister dem Ultimatum und der Absetzung
der sächsischen Regierung zugestimmt hätten . Aus dem Schluß¬
satz des Briefes , den der Reichskanzler an den sächsischen Mi¬

nisterpräsidenten Dr . Zeigner gerichtet hat , ergebe sich, daß
sich dieses Vorgehen nicht auf einen Kabinettsbeschluß grün¬
dete , sondern ein Akt der Stellen war , denen durch den Aus¬

nahmezustand die vollziehende Gewalt übertragen war .

Von mehreren Ministerin wurde gegen ei» sofortiges Aus¬

scheiden der sozialdemokratischen Minister aus der Reichsregie ,

rung eingewendet , daß die sächsische Landtagsfraktion und

einige Minister aus dem Zeignerffabinett durch die Bildung der

neuen sozialistischen Landesregierung selbst den Standpunkt
aufgegebrn haben , daß das Kabinett Zeigner nach wie vor

die verfassungsmäßige Regierung sei . Die Beratungen schlos¬

sen mit der Annahme folgender Entschließung :

Die sozialdemokratische Fraktion kann in der Koalition
n>ur verbleiben , wenn fügende LorauSsetzunge « erfüllt
werden :

1 . Anfveoung des militärischen Ausnahmezustandes .
2 Die Reichsregierung behandelt das Verhalten der

bayerischen Machthaber offen als Bersaffungsbruch und
unternimmt im Einklang mit der Reichsverfassung sofort
die gebotenen Schritte gegen Bayern .

3 . Aufrechterhaltung van Ruhe und Ordnung in Sach¬

sen ist Äufgabe der Schutzpolizei . Reichswehrhilfe ist
nur auf Anordnung des Jichabers der Zivilgrwalt heran¬
zuziehen . Neuerdings in die Reichswehr eingestellte An¬

hänger rechtsradikaler Bestrebungen sind zu entlassen .

Dieser Beschluß wurde mit über 1l>0 Stimmen angenom¬
men . Anwesend waren etwa 180 Abgeordnete , von denen fick
die Nichtzusliminenden der Stimmabgabe enthielten . Der Be¬

schluß wurde sogleich dem Reichspräsidenten und dem Reichs¬
kanzler , der übrigens bettlägerig ist, übermittelt . Es sollen
auch folgende zwei Fragen zum Gegenstand der Verhandlungen
gemacht werden :

1 . Die Gewährung wertbeständiger Löhne ist schnell¬
stens zu regeln und 2 . die Landwirte sirid zur Lieferung
von -Nahrungsmitteln zu ztvingen . Die offen zutage
tretende Sabotage des Landbundes und der Landwirte
ist zu bekämpfen .

*
Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion will am heutigen

Donnerstag erneut zusammentreten , in der Annahme , daß bi»
dahin eine Stellungnahme der Rrichsregierung und der an -
deren Koalitionsparteien zu ihren Forderungen herbeigeführt
sei . Was die einzelnen Voraussetzungen betriflt , die der
Fraktionsbeschluß für das -Verbleiben der Sozialdemokraten
in der Koalition aufstellt , so erscheint es zunächst als fraglich
ob eine Einigung darüber mit den anderen Koalitionsparteien
und innerhalb der Regierung ohne weiteres herbeigeführt wer .
den kann . Es ist bekannt , -daß sich die Länder wiederholt , zu -
letzt einstimmig — mit Ausnahme Bayerns — in der Minister¬
präsidentenkonferenz vor acht Tagen für die Aufhebung des
militärischen Ausnahmezustandes ausgesprochen hoben . Aber
innerhalb der Reichsregierung dürfte der Widerstand gegen die
Erfüllung dieser Forderung vorerst noch sehr stark sein , auch
bei dem Reichskanzler selbst. Würde man sich allerdings zur
Beseitigung des militärischen Ausnahmezustandes entschließen ,
so wüäe sich die Erfüllung der unter Nummer 3 aufgestell¬
ten Forderungen bezüglich der Verhältnisse in Sachsen von »
selbst ergeben . Die zweite Forderung , die sich auf Bayern
bezieht , ist wohl mit veranlaßt worden durch die bekanntge -
wordene ablehnende Stellungnahme der bayerischen Regierung
zu dem Ersuchen der Reichsregierung vom letzten Samstag .
Im ganzen gesehen ist der Beschluß der sozialdemokratischen
Fraktion so kategorisch gefaßt , daß er ei« baldige klare Ent¬
scheidung der Regierung verlangt . Es ist zu befürchten , daß
man sich jetzt auf beiden Seiten schon so stark festgelegt hat ,
und gleichzeitig ist die innerliche Entfremdung in der Koalition
schon so weit gediehen , daß eine rasche und außerdem die
Gewähr der Dauer in sich tragende Einigung außerordentlich
erschwert ist .

*
Um die Frage zu klären , wer die Verantwortung für die

schroffe Art des Vorgehens gegen die sächsische Regierung
trägt , veröffentlicht der „ Vorwärts " den Schlußabsatz , de»
Schreibens , das Reichskanzler Dr . Strescmann am 27 . Oktober
an den damaligen Ministerpräsidentsn Dr . Zeigner gerichtet
hat . Dieser Absatz lautet :

„ Ich ersuche Sie , mir über den Rückttitt der Regierung
innnerhalb des morgigen Tages , den 28 . Oktober Nachricht
zu geben . Im Fälle eine Neubildung der Regierung auf
anderer Grundlage , ohne Mitwirkung kommunistischer
Mitglieder nicht sofort herbeigcführt und dadurch die Ruhe ,
Sicherheit und Ordnung des Landes weiter gefährdet wer -
den sollte , wich der Inhaber der vollziehenden Gewalt
einen Reichskommiffar bestellen , der die Verwaltung des
Landes bis zur Wiederherstellung verfassungsmäßiger Zu¬
stände in die Hand nimmt .

"

Das sozialdemokratische Blatt stellt in dem Zusammenhang
fest , daß weder die Verordnung des Reichspräsidenten über
die Ermächtilgung des Reichskanzlers zum Einschreiten gegen
die Regierung Zeigner noch die Ernennung des Reichskom -
miffars dem Reichskabinett vor dem Vollzug Vorgelegen habe .
Man scheint also jetzt auf sozialdemokratischer Seite den Nach -
druck darauf zu legen , daß die sozialistischen KabinettSmit »
glieder bei den Entschließungen Übergange « worden sind , die
nach der Stellung des Ultimatums an di« sächsische Regierung
von der Reichsregierung gefaßt wurden .

Lngliscve Noten
Einladung zur Beteiligung am Sachverständigenausschnß

Die englische Regierung ließ Mittwoch nachmittag den alll -
trrten und assoziierten Regierungen eine neue Rote zugehen .
Darin wird die Zusammenberufung eines Dachverständigen -
komiteeS vorgeschlagen , das in der nächsten Zeit in Berlin ta¬
gen soll.

Wie die „Times " erfährt , wird sich die englische Regie ,
rung sofort mit der amerikanischen in Verbindung setzen und
ihre Ansicht mitteilen , die dahin geht , daß der Einberufung
eines Sachverständigenkomitees keine Hindernisse mehr im
Wege stehen . Rach der gleichen Quelle sei auch mit Sicherheit
damit zu rechnen , daß der amerikanische Vertreter eingeladen
wird , in diesem Sachverständigenkomitee den Borsitz zu füh¬
ren . Das Blatt erklärt ferner , daß die englische Regierung je¬
denfalls keinen weiteren Versuch mehr unternehmen werde ,
um Poincare zu einer Änderung seiner Haltung in der Frage
des Programms dieser Sachveritändigenberatungen zu ver¬
anlassen .

Euglischer Protest gege« die Anetztennung der Sonder¬
bündler

Wie das Pariser HavaS -Büro von amtlicher Seite meldet ,
hat die englische Regierung ihre Botschafter in Paris und

Brüssel beauftragt , der belgischen und französischen Regierung

anzukündigen , daß England die Legalität der sogenannten

provisorischen Rheinregierung der Tvrten und Matthes nicht

anerkenne » und daß England jeden Versuch, den separatistischen

Aufstand in die britische Zone nach Köln Hin zu tragen , ver¬

hindern werde .
Nach dem „Echo de Paris " hat der britische Botschafter tn

1 Paris zum Ausdruck gebracht , daß die separatistische Bewe »



Aunt, itWrt de« Gefühlen der rheinischen, - Bevölkerung ent.
spreche . Die englischen Botschafter haben die Haltung der
belgischen und französischen Regierung gegenüber den Se¬
paratisten kritisiert und haben sie als eine Brrletzung des
Versailler Vertrages bezeichnet .

Ein franzöfischer Kommentar
Die Pariser Havasagentur teilt mit : Durch Vermittlung

ihres Botschafters in Paris hat die englische Regierung am
Mittwoch zwei schritte bei der französischen Regierung un¬
ternommen, deren Charakter unterstrichen werden muß , denn
sie entsprechen in glücklicher Weise den von der französischen
Regierung in ihrer ersten Note bekundeten entgegenkommen¬
den Dispositionen . Das Foreign Office hat am Quai d'Orsay
auf die Rechtsfolgen aufmerksam gemacht, die die Loslöfung
gewisser deutscher Provinzen von Deutschland nach»fich ziehen
könnte , durch den Umstand, daß fie den Vertrag von Versailles
nicht unterzeichnet und infolgedessen nicht unmittelbar die
Verpflichtungen übernommen hätten , die sich für das Reich
daraus ergäben . Der diplomatische Berichterstatter der Ha»
vasazentur glaubt zu wissen, daß die englische Mitteilung
entgegen gewissen Pressemeldungen sich auf diese Erklärung
beschränkt . Eie briiige keine Kritik an den Maßnahmen vor,
die die französische und belgische Regierung angesichts der
separatistischen Bewegung zu treffen veranlaßt worden sind ,
um in ihren Besatzungszonen die Ordnung aufrechtzuerhal¬
len . Eine gleichlautende Mitteilung ist in Brüssel der bel¬
gischen Regierung gemacht worden.

Der zweite englische Schritt hat den Zweck, der französischen
Regierung den Vorschlag zu machen , eine Kollektiveinladung
Englands . Frankreichs , Italiens und Belgiens an die Ber¬
einigten Staaten ergehen zu lassen , sich in dem Sachverständi -
genausschuß vertreten zu lassen , der damit betraut werden
würde , eine wirtschaftliche Enquete über die deutsche Zah¬
lungsfähigkeit und über die Mittel vorzunehmen, über die
Deutschland zur Begleichung seiner Schuld verfügt . Die vier
Mächte würden Amerika ihren Dank für seine Mitwirkung
aussprechen, um es zur Ernennung seines Delegierten durch
Vermittelung des amerikanischen Beobachters in der Repara -
tionskcmmission zu veranlassen . Wie man sicht , so fügt der
Havas -Redakteur hinzu , erhebt die englische Regierung keiner¬
lei Einwendungen . Sie verlangt von der franz . Regierung kei¬
nerlei weitere Angaben über ihre Absichten , wie aus London
fälschlich gemeldet war . Poincare hat natürlich nicht die Zeit
gehabt, die beiden englischen Mitteilunaen heute zn beant¬
worten . Der Geist freundschaftlicher Zusainmenarbeit . der
aus ihnen spricht , dürfte in den beteiligten Kreisen gebührend
gewürdigt werden . Indessen ist der französische Standpunkt
in den beiden Fragen , die die Note behandelt , so entschieden
klar , daß man mit aller Wahrscheinlichkeit den Sinn der Ant¬
wort des Quai d'Orsay voraussehen kann . Was die separa¬
tistische Bewegung im Rheinland anlange , gedenke die fran¬
zösische ebenso wie die belgische Regierung die Verantwortung
zu übernehmen , denn sie lasse dir beteiligte Bevölkerung auf
ihr eigenes Ermessen handeln .

Eine sachliche Niederlage Poincarös
Die Reparationskommrssion hat , wie gemeldet, auf Antrag

des englischen Delegierten beschlossen, die Prüfung der deut¬
schen Note zu vertagen . Zum Verständnis dieses enalis .ben
Antrags muß daran erinnert werden, daß England ein Zu¬
sammenarbeiten deutscher Vertreter mit den Sabverständigen
wünscht und die Anhörung deutscher Vertreter deshalb hinans -
schieben will, bis die verbündeten Regierungen sich über die
Zusammensttzung und die Befugnisse des Sachverständigenaus -
schusseS geeinigt haben.

Die Pariser Abendblätter behaupten , England habe einen
starken Druck auf Frankreich ausgeübt , um die sofortige An-
hörung deuschter Vertreter zu verhindern . Der englische Dele¬
gierte habe gedrohh daß er die Frage , ob die Ruhraktion nach
dem Versailler Vertrag zulässig sei, aufrollen werde, falls
Frankreich kraft seines Präsidenten -Vorrechts mit Hilfe Bel-
giens die sofortige Anhörung deutscher Vertreter beschließen
sollte . Der „Temps " greift England im Leitartikel wegen sei¬
ner Haltuna in dieser Frage sckxrrs an.

» In französischen Kreisen verhehlt man nicht , daß man von
dem Verlauf der Sitzung wenig erbaut ist . Ani Ouai d 'Orsay
wurde erklärt , die Beratuuq sei „ ohne Interesse " gewesen, da
die Besvrecbunq der deutschen Note vertagt worden sei . Die
Reparationskommission habe sich nur mit „sekundären Fragen "

bcsch>äftigt .

Das Sparprogramm der
Neichsregierung

Das bereits mitgcteilte Spar - und Abbauprogramm ! der
Reichsregierung verweist auf die ernste Finanzlage des Rei¬
ches, die es notwendig mache , die Unterstützungen für unsere
unter der Gewalt der Franzosen und Belgier befindlichen
Volksgenossen an Rhein und Ruhr auf das äußerste zu be¬
schränken . Wenn wir der Bevölkerung und der Wirtschaft der
h setzten Gebiete nicht mehr so helfen können, wie wir möch¬
ten , so sei es unvermeidlich und selbstverständlich, daß auch für
das gesamie Deutschland schwere Einschränkungen eintreten
müssen . Grundlage für jede Retiungsmöglichkeit sei, daß in
absehbarer Zeit der Haushaltsplan des Deutschen Reiches ein»
sb ' ßlich der Lär-der und Gemeinden ins Gleichgewicht ge-
! eackt werde. Tie erforderlickieu Schritte mühten , da keinerlei
y zu verlieren sei, schnell ur.d durchgreifend getan werden.

Zu dem neben anderen t ergreifenden, bereits mitgcteilten
Maßnahmen vorgesehenen Abbau des Beamtenkörpers wird
darauf bt.igcwiestn , daß das dcut.

' che Volk nicht mehr die wirt»
s .bäuiich n Krätze habe , den großen Beamtennpparat , der heute
l esteht, zu tragen . . Für die .in kurzbemessener Frist vorzuneh»
menea Herabsetzung der Deamten .zahl um 25 vom Hundert hat
die Auswahl der zu Entlastenden auf Grund der Beamtenab¬
bauverordnung zu geschehen. Politische und konfessionelle Ge-
sichttbunk^ dürfen dabei keinerlei Rolle spielen. Bei Bemes¬
sung des Wartegeldes sei die Regierung bis an die Grenze
der Lesttungsläkigkew gegangen. Der Abbau beziehe sich natur¬
gemäß auch auf t? e Angestellten des Reiches, von denen nur
die aus zwingenden dienstlichen Gründen unentbehrlichen
Kräfte beibchalten werden sollen . Die Ausdehnung der ent-
sprcch ndcu Maßnahmen arrf d -e Länder und Gemeinden ist
gewährleistet. Alle Maßnahmen des Beamtenahbaues sind so
getroffen, daß der Charakter des Berufsbeamten «mS. das
eines der festesten Träger des Staates ist und bleiben muß,
gewahrt wird. Umgekehrt würde angesichts der außerordentlich
ernsten Finanzlage des Reiches für das Berufsbeamtentum
eine dringende Gefabr entstehen, wenn nicht rechtzeitig durch
Vernrinderung der Zahl ans das Erträgliche und Notwendige,
die Grundlage für eine Neubefestigung geschaffen würde.

Die Reicksregierung geht davon aus , daß die gesamte Be¬
völkerung aus der mitcrlebten Entwicklung unserer Dährungs -
verhättniste schon selbst entnommen habe, daß es ohne stärkste
Einschränkungen keinen Ausweg aus dem Unheil gibt. Tie
Reichsregierung werde deshalb gemäß den nach Erlaß des Er¬
mächtigungsgesetzes sofort gefaßten Beschlüssen in der Ein¬
schränkung der Ausgaben auf allen Gebieten forl 'ahren ,
gleichzeitig aber auch für eine entsprechende Umgestaltung un-
jeet ® Slcucrwcicus Sorge rg-d iv 5t; kkij -nUichch U

Rn » und Auslandes beweisen, daß sie von dem festen Willen
erfüllt sei, den Haushalt ir.S Gleichgewicht zu bringen .

Über den Inhalt des Abbauprogramms wird noch gemeldet:
Beim Abbau des Beamtenkörpers des Reiches sollen , wie

bereits gemeldet, zunächst alle über 65 Jahre alten Beamten
entfernt «»erden. Im übrigen soll der Personalkörper um
L5 Prozent verringert werden . Um einen Anreiz zum frei¬
willigen Ausscheiden zu geben, wird den Beamten eine Reihe
von Vergünstigungen geboten. Lebenslänglich angestellte De -
amte können auf Antrag gegen Gewährung einer Abfindungs¬
summe, die je nach dem Dienstalter abgestust ist und das ein-
bis achtfache des letzten Monatseinkommens beträgt , entlasten
werden , überzählige Personen sollen von amtswegcn entlassen
werden, wobei in erster Linie die Leistungsfähigkeit entscheidet .
Bei gleichartigen Leistungen und gleichen wirtschaftlichen Ver¬
hältnissen scheiden die über 60 Fahre alten Beamten aus . Be¬
rücksichtigt wird auch der Familienstand und die Zahl der vor-
handenen Kinder. Schwerbeschädigte B-eamte kommen in erster
Linie in Frage . Die Beamten selbst und die Beanrtenvertre -
tungen sind zur richtigen Würdigung der sozialen Verhält¬
nisse zu hören . Politische, konfessionelle oder gewerkschaftliche
Betätigung dürfen keinen Grund zur Entlastung bilden. Für
Beamte mit über lOjähriger Dienstzeit ist die Versetzung in
den einstweiligen Ruhestand mit einem Wartegeld , das je nach
der Dienstzeit 40 bis 80 v. H . beträgt , vorgesehen. Für ver.
heiratete weibliche Beamte wird die Kündigungsmöglichkrit
eröffnet, auch wenn sie bereits lebenslänglich angestellt sind ,
aber nur wenn die wirtschaftliche Versorgung sichergestellt ist.
Die nach der Verfassung gewährten Ausnahmevorschriften für
weibliche Beamte müssen eingeschränkt werden , da sich die Be¬
schäftigung Verheirateter als dem Dienstintereste abträglich
herausgestellt hat. Beamte und Beamtenanwärter dürfen
nicht neu eingestellt werden. Bis zum 1. April 1824 ist eine
Beförderungssperre trngeordnetl Angestellte sollen, soweit
nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen, mit einer
Abfindungssumme entlasten werden, die weibliche Angestellte
nur dann erhalten , wenn ihre wirtschaftliche Versorgung nicht
gesichert ist. Eine Kürzung der Ruhegelder und Wartegelder
tritt « in, wenn der Empfänger noch ein weiteres steuerbares
Privateinkommen besitzt. Eine Reihe von Bestimmungen auf
dem Gebiete des Versorgungswesens dient einer ' weiteren
erheblichen Einschränkung der Ausgaben .

Die Stellimgnahme der Beamtenvcrbände
Dienstag nachmittag fand in Berlin eine Besprechung sämt¬

licher Beamteuorganisationen statt , in der aus die Anregungdes freigewerkschastlichen Allgemeinen Deuschen Beamten -
bur.des die Bildung einer Kampfgemeinschaft der Beamtenver¬
bände im Hinblick auf idenZbevorstehenden Abbau der Bcamten -
zahl und die Verlängerung der Arbeitszeit erörtert wurde .
Wie die „ Franks . Ztg .

" berichtet, standen die Vertreter der
verschiedenen Beamtengewerkschaftsrichtungeu grundsätzlichdem
Gedanken eines engeren Zusammenschlusses mit Sympathie
gegenüber. In der weiteren Erörterung ergab sich jedoch, daß
bezüglich der Streikfrage eine Verständigung ausgeschlossen
war . Der Vertreter des Rcichsbundes der höheren Beamten
gab die Erklärung ab, daß sein Verband einen Streik für
grundsätzlich unvereinbar mit dem Berufsbeamtentum halte .In ähnlichem Sinne sprach sich ein Vertreter des Deutschen
GetverkschaftsbundeSaus . Die Konferenz verlief infolgedessen
ergebnislos.

politische Neuigkeiten
Die französischen Vereinbarungen

mit der Ruhrindnstrie
Aus Paris wird gemeldet, daß die Großindustriellen StinneS ,Klöckner , Bögeler am Dienstag morgen in Düffeldorf einge¬

troffen sind und die Beratungen mit der interalliierten Kon»
trollkammission fortgesetzt haben. Am Quai d 'Orsay beurteilt
man den Stand der Verhandlungen optimistisch und rechnet
mit der baldigen Unterzeichnung eines Abkommens, das den
mit Krupp abgeschlossenen Vereinbarungen angeblich vollkom¬
men gleichen Wirt». An der Börse hat die Nachricht von den
Vereinbarungen mit den Ruhrindustriellen ein Steigen des
französischen Franken zur Folge gehabt. Das englisch^ Pfund
siel von 76,99 auf 76,01 , der Dollar von 17,17 auf 16,93
Franken .

*
Die französische Presse veröffentlicht ein offizielles Kom-

munique , das die interalliierte Jngenieurkontrollkommission
in Düffeldorf ausgegeben hat . Es heißt darin , daß bei den
Verhandlungen mit den Ruhrindustriellen die technisch:» Ein -
zelheitcn und die abzuschließenden Abkommen geprüft und
präzisiert wurden , insbesondere über die Lieferung von Kohlen
für die Wiedergutmachung, die Zahlung der Kohlensteuer so¬
wohl für die Zeit seit dem 11. Januar wie für die kommenden
Monate , die Verordnungen für die Ausfuhr und die Verladung
nach dem unbesetzten Deutschland. Über verschiedene Punkte
gestatte der stattgefundene Meinungsaustausch , die Möglichkeit
ins Auge zu fassen , in einer nahen Zukunft zu einer befrie¬
digenden Lösung zu gelangen . Die Unterhandlungen werden
fortgesetzt .

Die Lage in Sachsen
hat sich, wie gemeldet, gebessert . In einer Dresdener Korre¬
spondenz der „ Franks . Ztg ." heißt es :

Der Generalstreik hat überall nur Teilerfolge gehabt ; in
Leipzig und in Dresden ist er kaum in Erscheinung getreten .
Allerdings hat das Refovmationsfest , das in Sachsen gesetzlicher
Feiertag und allgemeine Arbeitsruhe ist, die tatsächliche Be.
folgung des Generalstreikbeschluffes etwas undurchsichtig ge¬
macht . Zu der Beruhigung in den Massen, soweit sie nicht
zum Kommunismus gehören, hat die Beilegung der akuten
politischen Krisis stark beigetragen . Die Überleitung des mit
der Bestellung des Reichskommissars geschaffenen politischen
Ausnahmezustandes in eine verfassungsmäßig parlamentarische
Ncgierunzsbi dung ist auf dem Wege . Es bedurfte der großen
Anstrengungen von Wels und Dittmann , die aus Berlin her¬
übergekommen waren , um die sächsischen Sozialdemokraten zu
einer Politik des Einlenkens zu bewegen. Verletzt hatte nicht
nur der Eingriff der Reichsregierung an sich, sondern vor
allem die stramme Art der Durchführung . Es steht außerdem
außer Zweifel, daß das Ministerium Zeigner von selbst dazu
gekommen wäre , die Kommunisten aus der Regierung auszu¬
schiffen.

Zur Herstellung der großen Koalition in Sachsen haben sich
die sächsischen Sozialdemokraten allerdings nicht bewegen las¬
sen . Gerade weil sie den Bruch mit den Kommunisten in so
unzweideutiger Weise vollzogen haben, durften sie aus Rück¬
sicht auf ihre eigene Linke nicht sofort mit den Bürgerlichen
in eine Koalition mit gemeinsamer Regierungsbildung cin-
treten . Sie behalten sich also ausdrücklich vor , ein sozia ' i-
stisches Minderheiiskabinett zu bi .den. Die Ministerliste selbst ,
die sie in den Vorverhandlungen aufgestellt hatte , findet frei¬
lich in den bürgerlichen Parteien nicht vollen Anklang. Aber
es ist klar, daß Fellisch Vertreter der linken Gruppe in der
Parier ;r.S Kuchmctt auinehmen muß , wenn er nicht rin Ab¬

fluten aus den Reihen der Partei znm Kommunismus
vo.fieren will .

Die Konsolidierung der gegenwärtigen Lage Hz«
wesentlich auch vom Fortbestehen der Großen Koalition im
Reiche ab . Bis zur Bildung des Kavinetts regiert das vomReichskommissar Heinze aus Beamten gebildete Geschäftskabe
nett . Wie schon gemeldet, will Fellisch fich mit seiner Rel
gierung am nächsten Dienstag dem Landtag vorstellen.

Der bayerische Standpunkt
Der bayerische Gesandte in Berlin , v. Prcger , der Mittwoch

vormittag aus München nach Berlin zurückgekchrt ist, w
sogleich den Reichskanzler aufgesucht, um ihm die Auffassungder bayerischen Regierung über den Konflikt zwischen Bagernund der Reichsregierung mitzuteilen , über diesen Standpunktder bayerischen Regierung unrd amtlich aus München mit >?.
teilt :

Der baverische Ministerrat hat fich am Dienstag mit der
von der Reichsregierung an die bayerische Negierung gerich¬teten Frage beschäftigt, ob fie bereit sei , in kürzester Zeit die
verfassungsmäßige Befchlsgcwalt im bayerischen Teile der
Reichswehr wiederherzustcllcn. Die bayerisch « Regierung
am 22. Oktober den bayerischen Teil der Reichswehr zur Auf.
rechterhaltung der öffentlichen Muhe und Ordnung in Bayer«
zur Wahrung der bayerischen Belange bis zur Wiederherstel-
lung des Einvernehmens zwischen Bayern und dem Reich alz
Trcuhänderin des deutschen BolkrS in Pflicht genommen. Diese
Maßnahme ist auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfas.
sung erfolgt . Der dadurch geschaffene Rechtszustand ist daher
verfassungsmäßig . Die Veranlassung bildete der neuerliche
Eingriff in die staatliche Polizeihoheit Bayerns . Er hat die
grundsätzlich« Frage des Verhältnisses zwischen dem Reich und
den Einzelstaaten aufgerollt . In erster Linie muß diese Frage
im Interesse des Reiches und der Länder einer endgültigen
Lösung zugeführt werden , um Sicherheit dafür zu schaffen ,
daß Konflikte für die Zukunft unmöglich werden , wie sie bis-
her Jahr für Jahr das politische Leben des Reiches und der
Länder erschüttert haben. Einigkeit bestand auch darüber , daß
eine Veränderung im Oberbefehl des bayerischen Teiles der
Reichswehr untragbar wäre . Die Fassung der der Reichsregie-
rung zu erteiilenden Antwort bleibt weilerer Beratung Vorbe¬
halten ."

Die Lage an der nordbayerischen Grenze
Im „Vorwärts " wird eine als „streng geheim" ' bezeichn ete

Anordnung des Generaistaatskommiffars von Kahr veröffent¬
licht, in der den bayerischen Gendarmeriestatiouen besondere
Vorsichtsmaßregeln zur Beobachtung der sächsischen und thü.
ringischen Grenze gegeben werden. Es sollen bedeutsame Vor-
gänge raschestens erkundet- und insbesondere schnell festgestellt
werden , ob in Sachsen und Thüringen bereits kommunistische
und sonst linksstehende Organisationen bestehen, wo und in
welcher Stärke und zu welchem Zweck. Weiter fast festgestellt
werden, ob ein kommunistischer Kurierdienst in Tätigkeit sei,
ob er in Verbindung mit kommunistischen Anhängern in
Bayern stehe , endlich ob die Abficht bestehe, jenseits der bay¬
risch -sächsischen und thüringischen Grenze bei allenfalkfigen
Reichsaktionen Widerstand zu leisten. Die sozialistischen und
kommunistischen Führer sollen überall stzceng überwacht wer¬
den. Dabei sollen sie vor allem mit den vaterländischen Ver¬
bänden Verbindungen aufnehmen und unterhalten .

Gleichzeitig veröffentlicht der „Sozialdemokratische Parla¬
mentsdienst " sehr eingehende Mitteilungen über den Aufmarsch
der Brigade Ehrhardt im Raum von Koburg . Es handelt sich
danach bisher bereits um 14 Kompanien, eine Batterie Feld-
kanonen und einen Nachrichtenzug. In der Gegend von Ko¬
burg sind Schießübungen mit scharfer Munition abgehalten
worden , denen u . a . der frühere Herzog von Koburg , der sich
bekanntlich regelmäßig an national - lozicrlistischen Veranstal¬
tungen beteiligt , beigewohnt hat . Än mehreren Punkten nahe
der thüringischen Grenze sollen bereits Geschütze in Stellung
gebracht worden sein. Auch aus der Gegend um Kronach kom¬
men neue Meldungen über die Ansammlung rechtsradikaler
Kampfverbände , ebenso aus der Umgebung von Lichtrnberg, in
dessen Nähe auch Geschütze stehen sollen. Die Städte Koburg
und Bamberg , das offenbar den Hauptetappenort darstellt,
gleichen nach verschiedenen Berichten richtigen Kriegslagern .

Nottarif für Lebensmittel
Um dem Wirtschaftsleben Zeit zu lassen , sich auf die Gold¬

währung umzustellen, führt , wie bereits angekündigt, der
Reichsverkehrsminister aus schonendster Rückst«̂ auf die Er¬
nährungslage vom 1. November ab einen Nottarif für Le¬
bensmittel ein. Die jeweils geltenden Tarifsätze der regelrech¬
ten Tapisklasse und der Ausnahmetarife werden für folgende
Lebensmittel um 30 Prozent ermäßigt werden : 1 . Getreide und
Hülsenfrüchte ; 2. Mühlenerzeugniffe ; 3 . Teigwarcn , kochfertige
Suppen u . dergl . ; 4 . Früchte , Feld- und Gartenfrüchte der
Klaffe C und E ; 5. frische Mohrrüben und frische Kohlrüben,
Klaffe E ; 6 . Seefische usw . des Ausnahmetarifes 8 ; 7. Milch
des Ausnahmetarifes 25 ; 8 . Butter , Schmalz, Margarine , Fett
aus pflanzlichen und tierischen Stoffen der Klasse D, zur
menschlichen Ernährung bestimmt; 9. Käse und Quark .
Was die deutschnationalen Reaktionstre wolle»

In einer Versammlung . der Deutschnationalen in’ Neukölln
feierte der deutschnationale Führer Herqt das Vorgehen Bay¬
erns gegen das Reich und führte dabei äuS .

Wahrscheinlich nimmt die Reichsregierung an , daß Herr
v . Kahr und General v Lossow zu Kreuze kriechen werden.
Das ist jedoch eitle Hoffnung . Die einzige Lösung ist . den
kleinlich verhandelten Fall in Vergesse,ibcir geraten zn lassen .
kS kann kein Kompromiß hier geben Die Lösung kann i >.>.
sein, daß die Reichsregierung eine. ' Wechsel über sich ergeben
läßt und die Sozialdemetralen aus der Regierung audschei -
den (Stürmischer Beifall ) . Stresemann darf sich dieser Er¬
kenntnis nicht verschließen. Ich rufe Stresemann zu : „Deine
Stunde ist gekommen !" Wir wollen eine Regierung der Rech¬
ten . Wir wollen, daß es zum Abbruch mit dem Feino« kommt,
koste eS, waS eS wolle (Stürmischer Beifall ) . Man muß, so
lange es die Not verlangt , ohne ja gegen die Sozialdeniotcatl «
regieren . Wenn die Verhältnisse stark genug sind um Stresc »
mann zu der Erkenntnis zu bringen , daß er nicht ?er richtige
Mann ist, wird auch Herr Ebert zu dieser Erkenntnis kom¬
men . Es muß zum Kurswechsel kommen! Auch die In -
dustrie und die christlichen Gewerkschaften ( ? ) müssen auf den
Plan treten , um sich zu vereinen zu dem Appell an den Kanz¬
ler und den Reichspräsidenten: -Eure Stunde ist gekommen!
Nur keine Kompromissemehr."

Rrurze Dackricbten
Die ReichSindexziffer für die Lebenshaltungskosten (Ernäh¬

rung . Wohnung. Heizung, Beleuchtung und Bekleidung) be¬
läuft sich nach best Feststellungen des Statistischen Reichs¬
amtes für Montag , den 29. Oktober, auf das 13,671 Millionen¬
fache der Vorkriegszeit. Die Steigerung gegenüber der Vor¬
woche (3045 Millionen ) beträgt demnach 349 Prozent .

Deutsche Trruekundtzebung Rheinhessens. Der Dienstag
nachmittag in Mainz zusammengetretene Landtag der Pro¬
vinz Rheinhessen erließ a !S berufene Vertretung der Bevöl¬
kerung in Stadt und Land einmütig folgenden Aufrnf : Dw
Provinz Rheinhessen steht treu zum Deutschen Reich und zum
Vobksstaat Hessen . Sie lehnt die separatistischen Bewegungen
mit aller Entschiedenheit ab und verurteilt sie auf das schärfst«-



«^ lenabkomme« mif Engtand . Me «nMchen B !ä ker

Wn !*L daß das Kohlenabkommen, das die Berliner Großbau »
^-Melden. _ des Bedarfes der Reickseisenbahn in London

^ . kcklofiea haben, nunmehr «ndgültia zustande gekouunen sei.

^ »Tsessische Landtag wurde für Dienstag . den 6. November,
10 Uhr einberufen . Voraussichtlich weiden einige
Regierungsvorlagen , darunter die Beamte nbesol»

^ »Novelle der ersten Kammer u . a . verabschiedet werden,

wird voraussichtlich ein Ermächtigungsgesetz zur Vorlage
» inen wichtigen Teil der Beratungen wird vor allem

^ Apolitische Lage in Rheinhessen bilden.

« ene Geldräubereien . Wie zusammenfassend mitgeteilt wird,
tie Franzosen und Belgier in den letzten Tagen auS

^ Mbankstellen und Privatdruckereien im Ruhrgebiet Reichs.
5 ^ ^ ten im Betrage von 1 % Trillionen Mark weggenommen.

DaS Urteil gegen Anspach . Fm Prozeß gegen den bekannten

aÄlcker Anspach wurde der Angeklâ e zu drei Jahren Ge-

MiS verurteilt .
« i«e holländische Hilfsaktion für Deutschland . Die Leitung des

ikdsriländischen Roten Kreuzes ergriff die Initiative zur

KLdunsi einer allgemeinen Kommission zur Unterstützung

jjgtleifcfitbet: in Deutschland.

Budgetdefizit der Schweiz konnte auf 37,8 Milliarden

reduziert werden. Im Budgetentwurf für 1023 ist man auf

^nen Fehlbetrag von 8» Millionen gekommen. Die Zollein.

^ hmen find mit 18« Millionen im Budget eingestellt.

Einstellung des deutschen Unterrichts in Südtirol . Nach Mel-

tmnaen aus Innsbruck ist die Verordnung der italienischen Re¬
gierung über die Einstellung des deutschen Unterrichts in Süd -

ürol bereits erschienen . Sie hat in allen Volksschulen mit
« .ginn des laufenden Schuljahres in der ersten Klasse Platz

greifen . Der Unterricht wird null in italienischer Sprache
erteilt , in deutscher gegebenenfalls in Rebenstnnden. Im näch¬

sten Jahre erfolgt der Unterricht auch in der zweiten Klasse in

italienischer Sprache und so weiter in den folgenden Jahren
vordringend .

Währungsreform auch in Polen . Nach einer Meldung der

Polnischen Tcilegraphcnagrntur wollen Finanz ! eute und In¬
dustrielle das Programm des Finanzministers unterstützen.
Dieses sieht eine sofortige Währungsreform , die Gründung
einer Emissionsbank und eine Aufwertung der Steuern vor .

Poliüsches Attentat in
'

Bulgarien . Der frühere bulgarische
Minister Genadieff wurden wie aus Sofia gemeldet w'rd,
Diensäg abend beim Betreten seines Hauses ermordet . Der

in seiner Begleitung befindliche frühere Gesandte in Berlin ,
ckkschoff, wurde schwer verletzt .

Nadiscke Webersicdt
Lchlüssclzahlcrr

» ad. Einzelhandel : 18 (Vortag 16 Milliarden ) .
Karlsruher Teucrnngszahl (mit Bekleidung) : Stichtag 20. Ok-

tober : 13 023 010 035,74 (Vorwoche 4 625 807 768 ) .
Badische Landesindexziffer (mit Bekleidung) : Stichtag : 20.

Oktober : 14 623 837 055,57 (Vortag 4 836 805 634 ) .
Badische Landesindexziffer (ohne Bekleidung) : Stichtag 20. Ok-
tober: 12 688 232 043,42 ( Vorwoche 3 862 611604 ).
Rkichsindexziffcr : Stichtag : 20. Oktober 13 671 Mill . (Vor¬

woche 3045 Mll .) .
Großhandelsinderziffer: Stichtag 23. Oktober : 14 600 Mill .

(Borwoche 1003 Mill .) .
GrldumrechnungSsaK für die Reichsstcuern: 15 Milliarden .
Goldmark : 17 305 000 000 .

j Die badischeen stzoldschaha„Weisungen
r Nach einem im „Bad . Gesetz,- und Verordnungsblatt " ver¬

öffentlichten Notgesetz ist die Gesamtsumme der badischen Gold¬
schatzanweisungen auf 8 406 666 Goldmark ( 2 Millionen nord¬
amerikanische Dollars ) hcraufgesetzt worden . Das Notgesetz
vom 22 . Oktober sah lediglich eine .Gesamtsumme von ,
2160 000 Goldmark (500 000 nordamerikanische Dollar ) vor . '
Das Finanzministerium wird weiter ermächtigt, etwa ausge¬
gebene urwerziusliche Schatzanweisungeu gegen verzinsliche! !
umzutauschen .

LiebestLtigkeit der badischer» Landwirte
Der Badische Bauernverein fordert seine Mitglieder noch¬

mals dazu auf , von dem Ertrag der Ernte wie in früheren so
auch in diesem Jahre den Lebensmitteisammlungen für die
Bedürftigsten ettvoS zufließen zu lasten. Es ist dabei beson¬
ders an die zahlreichen Krankenpflegestationen und charitativen
Anstalten gedacht .

Die Lebensmittelsammlung für dir charitativen Anstalten
der Erzdiözese Freiburg ergab in den Orten Fützen, Lausheim
und Weizen und Umgebung zirka 170 Zentner Kartoffeln , 12
Zentner Getreide , 1 Zentner Mehl, 1 Zentner Dürrobst » sowie
Eier , Butter und Speck .

Ikrommunale Rundschau
Der Kreisrat des Kreises Karlsruhe hat zur Bestreitung der

KreiSausgabcn einer weiteren Kreissteuer zugestimmt, bte
von je 100 Mark Steuerwerk wie folgt zu erheben ist : 1 . vom
gewerblichen und land - und forstwirtschaftlichen Betriebsver -
mögen 40 000 Mark , 2. von Gebäuden 80000 Mark , 3. von
einzeln geschätzten Grundstücken und vom Bergwerkseigen¬
tum 160 000 Mark und 4 . vom Wald , von klassifizierten und
diesen gleich zu 'behandelnden Grundstücken und von einzeln
geschätzten Hofgütern 320 000 Mark .

Bürgermeister Drach in Heidelberg vollendete am Mon¬
tag sein 60. LcbenSjahr . Er stammt aus Offeüburg und be¬
stand 1902 nach vierjähriger Praxis das badische Staats¬
examen . Bon 1902—1909 war er im badischen Staatsdienst
mit dem Entwurf und der Leitung der Neubauten für die
Heil - und Pslegeanstalt in Wiesloch betraut , verließ 1910 den
Staatsdienst , und widmete sich einige Jahre in München neben
baulicher Tätigkeit dem Studium des städtischen Wohnunzs -
wesens . Dort erwarb er auch die Würde eines Doktor-
Ingenieurs . Von München kam er 1013 als Bürgermeister
nach Heidelberg.

Zur Wirtschaftslage in Konstanz. Eine aus allen Berufs¬
ständen aus den Kreisen der Zentrumspartei zusammengesetzte
Versammlung beriet in Konstanz kürzlich die Wege zur Bes¬
serung der gegenwärtigen Notlage. Gedanken, wie sie in ver¬
schiedenen Schweizer Blättern kürzlich ausgesprochen wurden ,
d . h. Zcllanschluß an die Schweiz oder Zollausschluhgebiet
wurden dabei von der Konstanzer Zentrumshartei nicht bloß
aus vaterländischen, sondern auch aus heimatlichen Gründen
als nicht diskutabel bezeichnet .

Ans der Landeshauptstadt
Allgemeine Kürzung der Ladenzeit. Nachdem einerseits von

amtlicher Stelle tatkräftig auf eine Streckung unserer Kohlen¬
vorräte hingcaröeitet wird , andererseits aber auch die Spesen
für Licht , Heizung usw . für den Einzelhandel ins unerträg¬
liche angcwachsen sind, hat die Ortsgruppe Karlsruhe der Lan -
deSzentrale des badischen Einzelhandels beschlossen, für die
Wintermonate eine allgemeine Kürzung der Ladenzeit in
Karlsruhe vorzunehmcn . Es sollen ab 1 . November sämtliche
Einzelhandelsgeschäftc mit Ausnahme des Lebensmitto .handels
nurmehr von 9—5 Ilhr — mit cnlsprechenderMittagspause —
geöffnet sein . Der Lcbensmittelhandel schließt , eine halbe
Stunde später ( 146 Uhr ) . Bezüglich der Mittagspause wurde
eine generelle Regelung nicht getroffen , doch wird dem Ein -

zelhairdel empfohlen, nach Möglichkeit allgemein die Zeit von
141 bis 143 Uhr als MtmgSpause einzuhalten .
- Mit Einführung des Goldtarifs im Personenverkehr der Ei¬

senbahn auf 1 . November ist eine Erleichterung im obrrbadi »
schcn Grenzgebiet insofern eingetreten, als der Verkehr der in
Deutschland liegenden Stationen unter sich im Durchgang durch
die Schweiz von der Anfangs- bis zur Bestimmungsstation
künftig nach dem deutschen Goldtaris berechnet wird . Die seit¬
her bei der Berechnung der Fahrpreise für die auf Schweizer
Gebiet liegenden Reichsbahnstrecke zugrunde gelegten schwei¬
zerischen Bundesbahntaxen kommen daher in diesem Durch¬
gangsverkehr nicht mehr zur Anwendung. Die für den Nah¬
verkehr getroffenen besonderen Maßnahmen treten von diesem
Tage au außer Kraft .

Gluschränkungeu im Personenverkehr. Die Verschärfung der
allgemeinen Wirtschaftslage und die Pflicht zur äußersten
Sparsamkei : zwingt die Reichsbahn, alsbald einschneidende Ein -
fchränkungr» im Personenverkehr vorzunehmen. Die vom
ReichsverkehrSminister bereits angekündigten Maßnahmen
werden , wie amtlich berichtet wird , nach einem bereits festge¬
legten Plan , der auf die gegenwärtigen wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse abgestimmt worden ist, am Montag den 12. Novem¬
ber durchgeführt werden . Etwa ein Fünftel des Fahrplanes
vom 1 . Oktober fällt dann fort . An diese vorläufigen Ein-
schränkungsmaßnahmen werden sich sofort die Vorarbeiten für
den organischen Aufbau eines neuen auf schmälerer Grundlage
aufzubauenden Fahrplanes anschließcn, der weitere Einschrän¬
kungen bringen wird . Dazu werden die Fahrpläne der ein¬
zelnen Strecken unter , tunlichster Schonung der allgemeinen
Verkehrsinteressen so schnell wie möglich durchgearbeitet wer¬
den, um weiter« Ersparnisse zu erzielen. Die Reichsbahndi-
rÄtionen werden dabei, soweit das angczeigt erscheint , mit den
Verkehrskreffen in Verbindung treten . Der neue Fahrplan
wird alsdann schleunigst durchgeführt werden. Die Änderun¬
gen sollen derartig in Kraft treten , daß der Neuaufbau des
Fahrplanes binnen wenigen Monaten beendigt ist.

Spende . Ausländische Kunstfreunde haben dem Oberbürger»
iweister den Betrag von 500 holländischen Gulden zum Zwecke
der Wiederholung des ersten diesjährigen Shmphonkekonzert »
des Landestheaters für solche kunstliebende Kreise zur Ver-
fügung gestellt, denen die Mittel zu,m Besuch der regelmäßigen
Konzerte fehlen.

Gegen die Postschlangen. Zahlreiche Klagen über zu lang¬
same Abfertigung an den Postschaltern haben dem Reichspost -
minffter Veranlaflung gegeben, den Dienststellen die schleu-
nige Abfertigung des Publikums erneut zur Pflicht zu machen .
Die Postanstalten haben dafür zu sorgen, daß stets genügend
Schalter für den Verkehr geöffnet sind. Für Massenauslie-
ferungen sind tunlichst besondere Schalter vorzusehen, oder es
sind Beamte hinter den Schaltern dafür zu bestimmen. Post¬
wertzeichen der gangbarsten Sorten sind zum Verkauf in
kleinen Mengen an allen Briefannahmestellen, unter Umstän¬
den auch an den Paketcmnahmeschaltern bereitzuhalten .

Blllioncnscheine. Wie die Blätter melden, werden im Laufe
der Woche noch Ein - , Zwei- , Fünf - und Zehn-Billionenscheine
zur Ausgabe gelangen . Außerdem wird auch nach die baldige
Ausgabe von Hundert -Billionenscheine erwogen .

Der neue Posttarif . Am heutigen 1 . November tritt ein
neuer Posttarif in Kraft . Ein Fernbrief kostet 100 Mill . M .»
«in Ortsbrief 40 Mill . M . , eine Postkarte im Fernverkehr 40
Mill M . . eine Postkarte int Ortsverkehr 20 Mill. M. — Auch
tre Telephon- und Telegrammgeüübren werden bedeutend er-
Hol.t . Ein Ortsgespräch kostet 1,5 Milliarden M. Die Grurvd -
gebühr für ein Telegramm beträgt 2,4 Milliarden M ., jedes
Wort kostet 1,2 Milliarden Mark.

Landestheatcr . Zwei bedeutende Werke stehen auf den»
Programm deS zweiten Nnfoniekonzerts des badischen Lan-
desthcater -Orchesters , das am Montag , den 5 . November 143
Uhr stattfindet . Die populärste der vier Sinfonien von Joh .
Brahms , die Sinfonie Nr . 2 in O -ckur, die man auch seine
Pastorale Sinfonie genannt hat, kommt zum Vortrag . Dann
folgt die ungefähr gleichzeitig mit ihr entstandene dritte Sin¬
fonie in d-moll von Anton Bruckner . Die beiden, der
Wesensverschiedenheit ihrer Komponisten entsprechend recht
gegensätzlichenWerke zu hören, dürfte nicht nur für den Ken¬
ner eine große musikalische Freude sein, Brahms und Brückner
zählen ja überhaupt zu den größten neueren Meistern auf dem
sinfonischen Gebiet , das gerade durch sie vielfache Anregung
und Bereicherung erfahren hat . Die Leitung des Abends, der
zu der rein klassischen Vortragsfoige des ersten Konzerts den
nachklaffischen und neuromantischen Ausgleich bringen will, ,
liegt in der Hand von Operndirektor Fritz Cortolezis.

Ein Konzert zugunsten der Notleidenden gibt Frau von
Ernst unter Mitwirkung von Herrn Albert Peters und Frl .
Martha Leyscr am Samstag , den 3. November , abends 8 Uhr,
in ihrer Wohnung Leopoldsplatz 7 a . Das Konzert soll am
6 . November wiederholt werden. Kartenverkauf Fr . Doert »
Musikalienhandlung , Ritterstrahe .

Ikarlsruder Ikonzcrte
Die letzten Tage brachten an musikalischen Darbietungen

ein recht buntes Allerlei, so einen Lautenabend , ein Männer ,
«horkonzert , ein Gesangs -Matinee , einen Liederabend . Über
solch verschiedenartige Veranstaltungen ohne innere Harmo¬
nie läßt sich zusammensassend kaum etwas sagen, somit bleibt
dem Berichterstatter nur die Möglichkeit , in chronologischer
Reihenfolge einige kritische Bemerkungen zu machen.

Dr . HanS Ebbecke ist ein angenehmer Lautensänger ,
man faßt schnell Vertrauen zu ihm, zu seinem Instrument
und seinen gut gewählten Vorträgen . Unter den zahllosen
Bewerbern aus diesem Gebiet zählt er zur sympathischen Aus¬
lese, weil er bei der Exekution in recht geschmackoollem Rah¬
men bleibt. Manche seiner Lieder erweckten auch ihres kultur¬
historischen Wertes wegen Interesse .

Der Gesangverein „Baden ia " feierte sein 62. Stiftungs¬
fest mit einem umfangreichen Konzert , das der ansehnlichen
Sängerschar wiederholt Gelegenheit bot , gediegenes Können
zu präsentieren . Das Losungswort aller Mannerchöre ist ja
leider immer noch sentimentale Liedertafelei . Mit Ausnahme
des einen Kunstchors „Der Gottesdienst des Waldes," (übri -
tzens einer die ungeheuere Arbeit des Einpaukens künstlerisch
kaum lohnenden Angelegenheit) haben die Sänger dem Stu¬
dium des deutschen Sängerbundes -Liederbuchs weidlich ob¬
gelegen . Besondere Beachtung verdienten sich unter der Leitung
R. P r a ch t s die schönen klangvollen Bässe. Solistisch würz¬
ten das Programm die Geigerin Anita Portner , die
neben leichteren Stücken das sehr anstrengende Wicniawsky-
Bioliükonzcrt mit starkem Ausdruck spielte und Rosel
Landwehr , die durch ihre hübsch entwickelte Stimme brei¬
teste Wirkung erzielte.

Die Eifflersche Gesangsschule debütierte mit
einem Programm , das nach der Qualität der gewürzten Ge¬
sangsstücke größte Erwartungen aufkormnen ließ. Es wurde
schlecht und recht bewältigt , wie man es von mehr oder minder
dorgeschrittcnen Schülern und Schülerinnen verlangen konnte.
Kritisch war kaiim etwas zu erfassen, zumal auch die unnötige
dwße des betätigten Apparates — ein,Dutzend Sänger ,und
Sängerinnen hintereinander ! — dielzusehr die Aufmerksam¬
em! absorbierte . T'em Pädagogen Willy Eiffler brachte
me Matinee schon in dem äußerst starken Besuch und dement¬
sprechenden I^ plaus jedenfalls den beabsichtigten Erfolg .

Heinrich Schlusnus ließ seinem Gastspiel im Lan .
bestheater einen Liederabend im großen Fefthallesaal folgen.
Wer tust einer ähnlichen Erfüllung seines künstlerischen Wil-
lens gerechnet hatte , wie am Sonntag als Rigoletto , sah sich >
« was enttäuscht. Bühnenkünstler lassen sich nicht ohne wer -

^ res auf das ^hnen ungewohnte Konzertpodium verpflanzen .
Em unzulängliches Ereignis »wurde es trotzdem nicht ; denn

, sser stark tenorale Bariton kann eben so Manches was so
„ tcht auch kein gewöhnlicher Konzertsänger nachzumachen ver»

s mag . Vor allem war die Mühelosigkeit des Tonansatzes , das
I tonbildnerische Element in der mittleren und hohen Lage trotz
i leichter Indisposition zu bewundern . In der Gestaltung des

Einzelliedes kam er jedoch über die konventionelle Form nicht
hinaus , ganz gleich ob er Schubert , Schumann , Strauß , oder
Wolf sang. Seine prachtvolle Stimine stellte jedoch schnell
die direkteste Brücke zum begeisterten Verständnis der Zuhörer
her und versetzte deren Hände in lebhafteste Bewegung . Schade»
daß der recht gute.Wcgleiter aus Berlin , Dr . Felix Gün¬
ther , sich mit einem sehr mittelmäßigen Flügel abfinden
mußte . H. Sch.

Mit Colin Roß in Zentralasien . Der von den Badischen
Lichtspielen veranstaltete Wortragscibeud von Dr . Colin Roß ,
der heute Donnerstag wieder spricht , fand ein vollbe-
sctzteS \ Konzerlhaus . In Lichtbildern und Film führte der
Vortragende eine ganze Vülkcrschau der verschiedenen mehr
oder weniger appetitlichen Völker Zentratasiens , Turkmenen ,
Armenier , Russen, Georgier , Persicr , Afganen u . a . m . vor.
Außerordentlich interessant waren die vielen Straßen , und
Städtebitder . Dagegen traten die Landschaftsbilder, die man
gerne mehr gesehen hätte , stark in den Hintergrund . Über¬
rascht war wohil jeder Beschauer beim Anblick der Bohrturm -
Wälder der Qlstadt Baku. Die starken, monotonen , unendlich
sich aneinanderreihenden Bohrturm ^Pyram :d:n , oft sich spie¬
gelnd in schmierigen Oltümpeln bieten ein Biid, das modernen
Malern willkommene Vorwürfe abgcben könnten. Von den
andereir Gegenden hat der Vortragende leider recht wenig
über Beschäftigung und Jnhält des Volkslcbens erzählt . Sein
Aufruf , daß sich viele Deutsche « IS Pioniere zu diesen, den
Drutschen noch Sympathie entgcgeüöringenden Völkern bege¬
ben möchten , hätte zweifellos stärker eingcgriffen, wenn sich
die Hörer hätten eine Vorstellung machen können, welche Auf¬
gaben dort zu erfüllen sind. Bewundernswert ist es — wie
aus dem Vortrag hervorging —, was Sawjetrußlanü im Wie-

hrraufbau geleistet hat . Allerdings muß man ja eigentlich
sagen, daß Sowjetrußland nur die ungeheuere Hungersnot ,
von der ein Lichtbilld einen schauererregenden Anblick zeigte, her¬
aufbeschworen. Gcbesiert werden die Werhälrniffe durch die
natürliche Fruchtbarkeit und den !andwirtsck )aftlichvn Reichtum
der Länder . Nach Cblins Ausführungen soll sich dort eine
starke Bewegung des Panaisiälismus gegen England und
Amerika bilden, die für spätere Zeit große politische Ereig¬
nisse erwarten läßt . Nach dem Erfolg des ersten Abends kann

> man erwarten , daß auch die kommenden Abende eine interes¬
sierte und zahlreiche Zuhörerschaft sehen werden.

Der Orbsverband Karlsruhe der Genossenschaft deutscher Büh¬
nenangehöriger sende : den hiesigen Zeitungen eine Zuschrift,
in welcher gegen den Vorwurf , daß - „nicht mit der genügenden
Kräfteanspannung im Landestheater gearbeitet werde" , Stel¬

lung genommen wird. Wir haben keine Veranlassung vott
diesem Passus besonders Notiz zu nehmen, da in der .Karls¬
ruher Zeitung " im Gegenteil stets der Fleiß des Personals
anerkannt worden ist , so noch zuletzt in dem Theaterrückblick
unseres Schauspiclkritikers , Prof . Dr , Holl . Soviel wiv

; beobachten konnten, ist aber auch in anderen Zeitungen gegen
i das Personal als solches sener Vorwurf gar nicht er-

hoben worden . Vielmehr wurde ein Mangel an Fleiß nur un¬
ter deutlicher Beziehung auf eine Person in leitender S :el-
lung angcdeutet . Der Schluß der Zuschrift beschäftigt sich mit

. den Einkommensverhältnissen der Mitglieder des Landes-
I theaters und mit den Eintrittspreisen . Auf die Frage der Ein -
? trittspreise möchten wir hier nicht eingehen. Daß die Eiw -
j kommensverhält nisse der meisten Mitglieder des
l Landestheaters , in Übereinstimmung mit denen aller Fest-
j besoldeten, sehr traurig sind , scheint uns eine Tatsache zu sein,
j die so sehr bekannt ist, daß nur Bosheit und Niedertracht sie

bestreiten kann. Von einer solchen Bosheit haben wir aber in
der Presse noch nichts bemerkt. C. A.

Wucdkritik
liLdeni « ils ksts libelli . Die demnächst erscheinende Forts

s e tz u n g von Kügelgens „Jugenderinnerungen eines alten
ManneS " hat sonderbare Schicksale erlebt. Das Originalma¬
nuskript befand sich nach dem Tode des „Alten Mannes " bei
seinem in Rußland lebenden Bruder Gerhard , der es für sich
abschrieb. Das Original wurde vernichtet , die Abschrift fiel
der Vergessenheit anheim . Kurz vor dem Weltkrieg kam sie
in den Bchitz des Herausgebers der „Petersburger Zeitung ",
eines Großneffen des Alten Mannes . Paul Siegwart v . Kü-
gekgen . Dieser sandte eine Abschrift der ersten Kopie Ende
Juli 1914 nach Deutschland und mußte, als er der Russischer»
Revolution 1918 nach Verlust seines gesamten Eigentums ent¬
flohen war , entdecken , daß ein großer Teil jener Sendung
schon 1914 verloren gegangen war . Rach zweijährigem bangen
Warten erhielt er die Nachricht , daß die Original -Kopie unver¬
sehrt in Petersburg läge, jedoch in einem von der Sowjct -
regierung versiegeltem Raume . Alle Versuche, das wertvolle
Manuskript aus Petersburg herauszubringen , scheiterten , bis
es endlich nach zwei weiteren hoffnungslosen Jahren einer
tapferen , deutschen Frau gelang , die drei schweren Bände in
ihrer Handtasche nach Deutschland zu bringen. Tvm Groß¬
neffen Kügelgens , der bis zum Kriege mit seiner 1726 ge¬
gründeten Zeitung im Mittelpunkt des Deutschtums im Za¬
renreiche gestanden Kat und später als von der Kgl . Schwe¬
dischen Regierung beauftragter Leiter der deutsche» Gesange-
nen -Fnrsorge in Rußland sich große Verdienste um da»
Deutschtum erwarb , verdankt das deutsche Volk auck, die sehr
mühevolle Herausgabe der Lebenserinnerungen Wilhelm ».

, Kügelgens .



Volksbühne. ^Bekanntlich fltht btt BoffSbühne seit einiger
Zeit wertbeständige Gutscheine «m ihre Mitglieder auS, die
seinerzeit von den Vertrauensleuten gegen die entsprechenden
Theaterkarten ohne jede Aufzahlung umgetauscht werden.
Die Gutscheine werden zu einem Preise , der sich noch dem In .
dex des Landestheaters richtet und für eine Woche unverän .
dert bleibt, Vertrieben. Der Preis ist auS den Schlüffelzahk-
labellen der Tagesblätter zu ersehen. Durch dieses neue Ver¬
fahren ist jeder Abnehmer in der Lage , seine nächste Theater¬
vorstellung in dem Augenblick zu bezahlen, der ihm genehm ist,und andererseits erhält das Theater vollwertiges Geld im
Voraus . Leider ist aber die Verwaltung der Volksbühne zum
ersten Mal genötigt, an ihre Mitglieder mit einer kleinen
Nachforderung zu Vevwaltungszwecken heranzutreten , da die
hierfür erhobenen Gelder durch die rapide Geldentwertung
einstweilen wertlos geworden sind und kein Mittel zur Berfü -
gung stand, fie wertbeständig zu erhalten . Es wird pro Kopf
einmalig ein Betrag von 3 Goldpfennigen erhoben (in dieser
Woche rund 500 Millionen ) der in Form einer Marke , die auf
die Ausweiskarte geklebt werden mich, quittiert wird . Die
eingehenden Betröge werben sofort in Goldanleihe angelegt
und so die Verwaltung der Volksbühne bis zur Ausgabe der
nächsten Gutscheine sichergestellt . Für die zuerst vertriebenen
Gutscheine gelangen die Theaterkarten dieser Tage zur Ver-
teilung (Hamlet . Hanneles Himmelfahrt , Cavalleria und Ba-
jazzo sowie Lustige Weiber) .

Daudet und Mirtscbatt
Berliner Devisennotierungen

«» «. Berliner *urt # . 31 . Oft.
» eN> Brief

Amsterdam . . 28329 000000 . - 28 471000000 . *
Kopenhagen . 12 956 000000 .- 12 631OK) 000. ‘
Italien . . . 3 252 000000 — 3268000000 , s
London . . . 324 880000000 — 325 610 000 000.”
Rewyork . . . 72 319 000000 — 72 681000000 . ‘
Paris . . . . 4 269 000000 — 4 291000 000 . ‘
Schweiz . . . 12 868 WO 000— 12 932000 000 . »
Prag . . . . 2115000000— 2125000000. '

DU kleine Ziffer bedeutet die Zutellung iü^ projeu!
Die Goldanleihe notierte am Donnerstag vormittag in

Frankfurt a . M . 140—145 Milliarden , in Berlin 120 Mil¬
liarden .

Karlsruher Börse vom 31 Oktober. Getreide und Mehl :
Die Geschäftslage ist unsicher, die Ware knapp, weil die Ver¬
käufer bei der unsicheren Lage zurückhaltend und auch wie stets
die Mittel zu Unternehmungen fehlen. Weizen 425—450,
Roggen 350—380, Hafer und Gerste 300—810 . Weizenmehl
500—580, Roggenmehl 480—500 , Weizenkleie 120—150 Mil¬
liarden , aWes in Papiermark auf wertbeständiger Basis .
Frachtparität waggonfrei Karlsruhe . Wein und Spirituosen :
Die wirtschaftlichen Verhältnisse veranlassen stärkste Zurückhal¬
tung seitens der Produzenten und Besitzer . Dies zeigt sich
besonders in Spirituosen , so daß Preise überhaupt nicht ge¬
nannt werden können . In Weinen hörte man folgende For¬
derungen : für alte Weißweine per Liter 70 Goldpfennig, für
alte Rotweine per Liter 88 Goldpfennig, alles ohne Steuer —
Kolonialwaren . Die Goldmarkpreise haben sich gegenüber der
letzten Börse mit Ausnahme des Preises für Schmalz nicht
verändert. Für Schmalz wurde 1,84 Goldmark gefordert.

Süddeutsche Heu - und Strohpreise . Die Preise haben eine
weitere Erhöhung erfahren . Wiesenhcu kostet 45—55 (35—45) ,
K.ceheu 55—65 (45—55 ) , Drahtgepreßtes Stroh 45—55 (35
bis 45 ) Milliarden je 100 Kilogramm .

Landeswirtschaftsstelle des bad. Einzelhandels . In der am
Donnerstag stattgefundenen außerordentlichen Generalver -
sammlung der Landwirtschaftsstelle des Badischen Einzel¬
handels A.-G . wurde beschlossen, das Grundkapital der Gesell¬
schaft um 750 Millionen Mark auf 1250 Millionen Mark durch
Ausgabe von 2500 Stück Namensaktien und 5000 Stück In¬
haberaktien zu je 100 000 Mark unter Ausschluß des gesetz¬
lichen Bezugsrechts der Aktionär« zu erhöhen. Sämtliche
Aktien weä >en der Verwaltung Werlasien mit der Verpflichtung,den alten Aktionären ein Bezugsrecht im Verhältnis von 2
zu 1 , also derart anzubieten , daß auf zwei alte Aktien je eine
neue entfällt ; Der Rest von 500 Millionen Mark ist bestmög¬
lichst im Jntereffc der Gesellschaft zu verwerten . Die den
alten Aktionären cmzubietendenAktien sind Namensaktien , wäh-
rend die zur Verwertung im Interesse der Gesellschaft über -
lassenen Aktien Inhaberaktien sind . Das Bezugsrecht der
Aktionäre muß spätestens bis 15. November 1923 ausgeübt
fehl, andernfalls können diese Namensaktien anderen Aktio »
nären unter den gleichen Bedingungen überlasien werden.

Vom Weinhandel . Aus Auggen wird gemeldet : Trotzdemder Neue von tadelloser Güte ist, will in das Geschäft kein
rechter Zug konimen, da jeder Angst hat, beim Verkauf einen
dummen Streich zu machen . In den letzten Tagen wurden
500 Milliarden , für ganz feinen 800 Milliarden Mark pro

100 Liter geboten, sehr «ft werden auch Tauschgeschäfte ge-
macht , z . B . Wein gegen Holz, Mehl , Zucker und dergjl . An»
wünschenswertesten Ware eine stabile Währung , damit fich
endlich ein ruhiges Weingeschäst entwickeln könnte.

DZ . Batst scher Handel . Zwecks Ausbeute der Hochmooreund Torsbriketthevstellung wurde im Jahre 1082 die Firma.Torfveredelungswerke Germania Aktiengesellschaft FreiburgFreiburg i. Br ." gegründet, doch ist dieses Unternehmen im
Juli d . I . abgebrannt . Die Turzliche Generalversammlung
beschloß, die Fortführung des Betriebes als reines Torstverkund die Erhöhung des Aktienkapitals um 76 auf 150 Milt . M.

Staatsanzeiger
Bekanntmachung.

Rechtsverhältnisse des SanftätSpersonakS .
An Stelle des Amtmanns Freiherrn von Boduian wird

nach Anhörung der badischen Ärztekammer OberamtmannSchatblr zum stellvertretenden rechtkundigen Mitglied des ärzt »
ilichen Ehrengerichts in Karlsruhe ernannt .

Karlsruhe , den 36. Oktober 1923 .
Der Minister des Inner ».

I . A. : ArnSperger .

Bekanntmachung.
Das Gebäudeoersicherungsgesetz .

Der gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 4. August 1020 Wer
die Abänderung des Gebäudeveosicherungsgesetzeszu gewähren¬den Zuschlag zu der gesetzlichen Entschädigung wird hiermit
für Fälle , in denen die Wiederherstellung der Gebäude in der
Zeit vom 1 . bis einschließlich 16. Oktober 1083 erfolgte , aufdas 149 S9S S99fache der unter Zugrundelegung der Baupreisevom 1 . August 1914 zu bewilligenden Entschädigung festgesetzt.

Karlsruhe , den 1 . November 1923 .
Der Minister deS Innern .

R e m m e l e.

Bekanntmachung.
Die Arzneitaxe bete.

Die Apotheker sind berechtigt , bei Berechnung der Arbeits -
Vergütungen nach der Arzneiraxe mit Wirkung vom 29. Ok¬
tober 1928 eine Schlüsselzahl von 90 Millionen in Anwendung
zu bringen .

Karlsruhe , den 30 . Oktober 1023 . ^Der Minister des Innern ,
I . Ä. : Ärnsperger .

Bekanntmachung.
Der Vorstand des Spar - und Darlehensverrins der Ange-

hörige» der badische » StaatSveörvaltmig und der Beamten der
Städte der Städteordnung hat beschlossen, die Sparkasse bis
zürn Eintritt stetiger Währungsverhältnisse mit sofortiger
Wirkung zu schließen . Einlagen werden nicht mehr angenom¬
men, ebenso werden keine Darlehen mehr gewährt.

Karlsruhe , den 24 . Oktober 1923.
Der Minister der Finanzen .

I . A . : Sammet .

Die Ersatzleistungen der Genieinden und Grundeigentümer
für die Arbeiten der Brrmrssungsämter brtr .

Nr . C 9208 .
Dir Vergütungsbeträge , die nach der Verordnung des Ar-

beitsmmister -iums vom 12. Juli 1922, , die Ersatzleistungen dev
Gemeinden und Grundeigentümer für die Arbeiten der Ver¬
messungsämter betr . ( G.B .B1. S . 486) , für die ersatzpflichtigen
Arbeiten d. Vermessungsmnter an die Staatskasse zu entrichten
sind, werden nach folgenden Grundzahlen , die mit der jewei¬
ligen Teuerungszahl zu vervielfachen sind , berechnet :

Zu 8 1 der Verordnung , Ersatzleistungen der Gemeinde« :
für jede Stunde Zeitausivanü bei Zimmerarbeiten am

Dienstsitz 1,2 M .,
im übrigen 1,5 M

Zu 8 2, Ersatzleistungen der Grundeigentümer :
für jede Stunde Zeitaufwand bei Zimmerarbeiten am

Dienstsitz 1,5 M .,
im Wrigen 2,0 M.

Als Teuerungszahl gilt jeweils die letzte, vor dem Zeit¬
punkt der Fordevungsberecknung vom statistischen Reichsamt
veröffentlichte wöchentliche Reichsindexziffer für die Lebens¬
haltungskosten unter Abrundung auf den nächstniederen durch
eine Million teilbaren Betrag . Diese Berechnungswieise findet
Anwendung für alle bisher noch nicht abgerechneten Fälle .

Karlsruhe , den 29 . Oktober 1923.
Badische Wasser- nmp Stratzenbaudirekttoa .

Dr . Paul .

Bekanntmachung.
Dir Beiträge für Re land- und forstwirtschaftlüb«

Unfallverficheruug .
Mit Rücksicht auf die eingetretene außerordentliche Gel"Wertung hat der Vorstand der badischen landwirtschastliBerufsgenoffenschast beschlossen, die nach der Belanntma "

vom 9. Oktober 1063 — Staatsanzeiger Nr . 238 — <nn Zgbomber und 30. Dezember 1023 fälligen Raten der drih,Nachtragsumlagtz zusammen schon auf 10. November 1903
tn

fällig zu erklären , soweit die gesamte Umlage nicht bereit,30. Oktober 1828 bezahlt ist.
Der Vorstand hat ferner beschlossen, zu sämtllichen , hier«am 10. November 1928 fälligen , an diesem Tage aber tu»nicht entrichteten Beiträgen als Entwertungszuschlag das ft,7

*
dertfache des geschuldeten Betrags zu erheben. v

Gemäß § 57 der Verordnung vom 31 . Dezember 1812Vollzug der Reichsversicherungsordnung hinsichtlich der
'
s»,,ficherungsbehörden und der Unfallversicherung betr . <GBBlS . 479 ) bringen wir dies zur öffentlichen Kenntnis .Karlsruhe , den 27. Oktober 1063 .

Badisches Landesversicherungsamt .
Krems . Meyer .

Die Eisenbahnfahrpreise in der Goldmarkrechnung.Die Einführung der Gotdmarkrechnung auf der deutsche »Reichsbahn auf 1. November verursacht eine namhafte Er.Höhung der Fahrpreise . Die Grundpreise , die seit der letztenErhöhung am 20 . Oktober mit der Schlüsselzahl von 6 Mlliar .den zu vervielfachen waren , gelten ab 1. November als Gold.Preise und sind sodann mit dem Goldmarkkurs zu vervielfachen*** ' « & unter Umständen täglich ändert . Nimmt man einenGoldmarkkurs von 16 Milliarden (annähernder Kurs -erletzten Tage ) an , so ergibt sich eine Erhöhung der Fahrpreiseaus das zweieinhalbfache. Hiernach stellt sich der Fahrpreis :mit Schlüsselzahl ,um Goldmarkdu»von 6 Milliarden " '
Jt in Milliarde

3 . Kl. = 11 .4
4. Kl.

Karlsruhe—Heidelberg

Karlsruhe— B .-Baden

Karlsruhe—Freiburg

Mannheiin —Heidelberg

Mannheiin —Karlsruhe
über Schwetzingen

Konstanz—Freiburg

3 . Kl.
4. Kl.
3 . Kl.
4. Kl.
3 . «l.
4 . Kl.
3 . Kl.
4. Kl.
3. Kl.
4. Kl.

von 15 Milliarde»
Ji in Milliard.

28.5
19.5
19.5
13.6
67 .5
45.0
10.5
7,5

31 .5
21 .0
82.5
55.5Durch die Goldmarkrechnung wird, besonders in der erste,Zeit , eine Verzögerung des Verkehrs an den Fahrkartenschal

r .*?* empfiehlt sich daher, die Fahrkarten müg
SU losen^ da sonst die rechtzeitige Abfertigm»undBefordcrung mit dem gewünschten Zug gefährdet ist. D«Zahlung hat vorläufig in Papiermark zu geschehen . I « Gütewerkehr tritt unter den gleichen Kursverhältnissen eine Erhohung um 25 v. H . ein .

personeller Teil
Ernennungen, Versetzungen , Zuruhesetzungen usw

brr planmäßigen Beamte«.
Aus dem Bereich des Staatsministeriums .

In den einstwelligea Ruhestand versetzt :Ministerialrat , Geh . Legationsrat Dr . Wilhelm Heintz « beimStaatsministerium .
Ministerium des Inner «.

Ernannt :
Rottenmeister Eugen Englert in Heidelberg zum planmäßi¬gen Polizeiwachtmeister.

Versetzt :
Amtmann Albert Englert beim Bezirksamt Tauberbischofs,heim an die Wasser- und Straßenbaudirektion .

Zuruhegesetzt auf Ansuchen:
Polizeiwachtmeister Dominikus Pflüger iw Pforzheim .

Justizministerium.
Zugelaffen :

Gerichtsaffessor vr . Konrad Geißinger als Rechtsaüwaltbeim Landgericht Mannheim ; Rechtsanwalt Dr . Fritz Reu-
meier in Pforzheim auch bei der Kammer für Handelssachen
daselbst .

Versetzt :
die JustizaMtenten Egon Faller bei der Staatsanwaltschaft

lWaldshut zum Notariat Schliengen und Alfied Eckert beim
Notariat Schliengen zur Staatsanwaltschaft Waldshut .

Entlassen auf Ansuchen:
Notar Dr . Max Schwarzschild in Karlsruhe .

Gestorben:
Justiz sekretär Ludwig Hornung beim Notariat Rastatt »

< >♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦ »♦
: : Professor Dr . Lindig X
< I Frauenarzt *
« > Direktor der Landeshebammenlehranstalt und X
' ' staatl . Frauenklinik ♦
< > hält seine ärztliche Sprechstunde jetzt im ♦
) l Wöchuerinnenheim Kaiserallee 10 . T
o Montag bis Freitag 3 — 5. B . 980 *

Mips to3‘4%ipHejjeii derMl-
gmMr (Ettlingen nom Zchn 1888 u. 1904.

Sämtliche Schuldverschreibungen der Stadtgrmeinde
Ettlingen vom Jahre 1888 und 1904 werden hiermit
zur Heimzahlung auf li. Februar 1924 gekündigt.

Ab 1 . Februar bezw . 1 . April 1924 werden die
Stücke nicht mehr verzinst. B .875

Die Rückzahlung erfolgt im 1000fachen Betraa des
Nennwerts und kann sofort erfolgen .

Ettlingen (Baden ), den Mi Oktober 1923 .
_ Der Bürgermeister .

Ausschreibung.
Im Namen der Badischen LandeSelektrizitätSver-

sorgung A.-G . (Badenwerk) werden Schacht - nutz
Stollrnarbeiten für den Schiuchsee - Schwarzaswlle»
auf Grund der Berordnuing über das VerdingungS-
wesen , Bad . Gesetz- und Verordnungsblatt Nr . 57
vom 5. VIII . 1922, zum öffentlichen Wettbewerb
ausgeschrieben. 11.356

Die Arbeiten umfassen: Ausbruch eines Schachtes

Elegante Welt
Deutich landi tonangebende Zeüichritt für vor¬
nehme Lebenikunit , für Mode, Kami , Theater ,
Film, Sport, Schönheit und Lebensfreude .

Alle 14 Tage ein 50 bis 80 Setten starkes Heft mit ausge-
wähltenMeisterwerken moderner Film- u. Phoiokunst so¬
wie hochinteressantenBerichten aus der Gesellschaft . Jedes
Heft mit einem prachtvollen färb. Kunstblattals Titelbild .
At . sicacili bei . lies Ba chbaa dlaagea I

Verlag : 2>r . Eysler rf Co . A . -G.
ln Berlin SW 69

4,6X3,3 Meter , 40 Meter tief, 100 Meter Richtstol -
lcnausbruch mit 6 Quadratmeter Querschnitt . Be-
dingnisheft gegen Einsendung des Gegenwertes von
ein Sechstel Drnne Kohlenwertanleihe des Baden¬
werks durch die Unterzeichnete Behörde ; bei Rüchzabe
der vollständigen Unterlagen Geldwert von ein Achtel
Tonne Kohlenwertanleihe des Badenwerks zurück .
Öffentliche Verdingungstagfahrt am 14 November 1923 ,
vormittags 11 Uhr , auf Zimmer 80 des Badenwerks,
Karlsruhe , Hebelstr. 4 . Angebote bis dahin mit der
Auffchrift „ Trockenschieberschacht " bestellgeldfiei an
die Unterzeichnete Behörde. Zuschlaasfrist 10 Tage.

Karlsruhe , den 30. Oktober 1923 .
Babische Wasser- und Straßenbaudirektien

Abt. f. X Ba« d«S Murg » und SchluchfeewerkeS.

Metallbetten
Stahlmatr ., Kinderbett., direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
EisenmöbelfabrikSuhl (Thür.)

Sütgerl. WtspW
l Streitige ttti- tzbvkit .

Aufgebot.
11.386 . Bade». Kaufmann

Michael Federspiel in Kon¬
stanz hat daS Aufgebot
des verlustig gegangenen

Grundschnldbriefrs vom 9.
März 1923 über die im
Grundbuch von Baden ,
Band 128, Heft 1273 .
Abt- III , O -Z. 3, auf dem
Grundstück Lagerbuch-Nr .
364a der Gemarkung Ba¬
den eingetragenen Grund¬
schuld über 10000000 Mk.
beantragt . Der Inhaber
der Urkunde wird aufge¬
fordert, spätestens in dem
auf Mittwoch , 21. Mai 1924,
vormittags 9 Uhr, vor dem
Amtsgericht Baden , Zim¬
mer 17, anberaumten Auf¬
gebotstermin seine Rechte
anzumelden und die Ur¬
kundevorzulegen, widrigen¬
falls die Kraftloserklärung
der Urkunde erfolgen wird.

Baden , 24 Okt. 1923 .
Der Gerichtsschreib«

des bad. Amtsg« ichts .

Zur Linderung der Zah .
lungsmittelnot geben wir
mit höherer Ermächtigung
Gutscheine jn ein« Milliarde
und zu Einhundert Milliar¬
de« Mark aus , die von den
Reichsbahn- und anderen
öffentlichen Kaffen in Zah¬
lung genommen werden.

Die Scheine zu einer Mil¬
liarde sind beiderseits
braun , auf der Vorder¬
seite mit grauschwarzem
Wertausdruck, roter Num¬
merierung im obern linken
und Trockenstempel im
untern rechten Oval . Auf
der Rückseite Wertan¬
gabe in Worten in weißem
Feld- Ausgabedatum 20.
August 1923, Wasserzei¬
chen : sechseckiges Bienen¬
wabenmuster , Papiergröße
wie die Gutscheine über
10 und 20 Millionen
Mark — 85 zu 143 mm-
Die Gutscheine zu 100
Milliarden Mark sind auf
weißem Papier gedruckt .
Grundton beiderseits stahl¬
blau , auf Vorderseite
Schwarzwaldlandschaft mit
Eisenbahnbrücke, schwarzer
Wertausdruck, rote Reihen-
und Nummernbezeichnung
in den beiden oberen Ecken
und Trockenstempel im
rechten unteren Schaurand .
Ausgabedatum vom 15.
Oktober 1923 . Wasserzei¬
chen : Helle Wellenlinien,
Papiergröße 85 auf IdS
mm . 11-360

Karlsruhe , 25. Oft 1923.
Reichsbahnbireküa «.

Druck G. Braun , Karlsruhe .
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